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Im Rahmen der Unternehmensnachfolge stellen 
sich diverse Fragen. Vorliegend fokussieren wir 

uns auf zwei Aspekte, welche nach unserer Er-
fahrung von Unternehmern gerne ausgeblendet 
werden. 

Der Unternehmer fällt ins Koma.  
Was dann?
Bevor es zur eigentlichen (gewollten) Übergabe 
des Lebenswerks eines Unternehmers geht, stellt 
sich die Frage, ob der Unternehmer für die Fälle 
seiner Urteilsunfähigkeit beziehungsweise seines 
vorzeitigen Todes bereits vorgesorgt hat. Unsere 
Erfahrung zeigt, dass hier in der Praxis grosse Lü-
cken bestehen. Vorliegend werden wir uns auf die 
Vorsorge für den Fall der plötzlichen Urteilsunfähig-
keit beschränken. Wir empfehlen aber auch jedem 

Unternehmer zu prüfen, ob die Nachfolge im Fall 
seines vorzeitigen unerwarteten Todes geregelt ist.

Wenn Unternehmer keine ausreichende Vor-
sorge für den Fall ihrer Urteilsunfähigkeit getroffen 
haben, wird die Kindes- und Erwachsenenschutz-
behörde (KESB) einen Beistand ernennen. In der 
Regel möchte der Unternehmer die Geschicke seines 
Unternehmens aber nicht in fremde Hände geben. 
Ausserdem fehlen einem Beistand regelmässig die 
erforderliche Zeit und die nötige unternehmerische 
Fachkompetenz. 

Der Unternehmer sollte deshalb die Fortfüh-
rung des operativen Betriebs im Fall seiner Ur-
teilsunfähigkeit sicherstellen. Zur Vorsorge gibt 
es verschiedene Instrumente, wie zum Beispiel 
Vorsorgeauftrag, Erteilen von Zeichnungsberech-
tigungen oder Vollmachten an Vertrauensperso
nen, vertragliche Regelungen (z. B. Kaufrecht bei 
Urteilsunfähigkeit eines Aktionärs). Jedes In
strument hat unterschiedliche Vor- und Nachteile 
und muss auch mit Blick auf die Gesellschaftsform 
geprüft werden. 

Der Inhaber eines Einzelunternehmens kann 
beispielsweise mit einem Vorsorgeauftrag jemanden 
beauftragen, ihn für den Fall seiner Urteilsunfä-
higkeit zu vertreten und hierzu entsprechenden 
Weisungen zu erlassen. 

Etwas komplexer ist die Situation bei einer AG: 
Der Unternehmer kann sich in seiner Funktion als 
Verwaltungsrat (gemäss derzeit wohl herrschender 
Lehre) durch einen Vorsorgebeauftragten nicht 
vertreten lassen. Er kann aber im Vorsorgeauftrag 
festlegen, wer seine Aktienstimmen vertreten soll 
und gegebenenfalls Weisungen über die Stimm
ausübung erlassen. Soweit der Unternehmer die 
Aktienmehrheit hat, kann er dadurch auch eine 
bestimmte Person als Verwaltungsrat wählen 
lassen. 

Der Vorteil des Vorsorgeauftrages liegt darin, 
dass er erst nach Eintritt der Urteilsunfähigkeit 
gültig wird (mit Validierung durch die KESB). 

Wir empfehlen, dass die Vorsorge im privaten 
und im geschäftlichen Bereich separat geprüft 
und gegebenenfalls gesondert geregelt wird. Re-
gelmässig wird die private Vorsorge anders als die 
unternehmerische ausfallen.

Kinder als Unternehmensnach­
folger – mit Assessment?
Unternehmer wünschen sich häufig, dass ihre 
Kinder oder Nachkommen das Lebenswerk über-
nehmen. Dieser offen oder verdeckt gehegte 
Wunsch macht sich als erstes in Empfehlungen 
für die Ausbildung bemerkbar. Diesen kommen 
Kinder mit mehr oder weniger grosser Begeisterung 
zuweilen nach, oder sie wählen rebellisch einen 
anderen Weg.

Die Kinder aber, die in das elterliche Unterneh-
men eintreten, haben es vielfach nicht leicht. Sie 
wollen den elterlichen Erwartungen genügen und 
dem Unternehmer (Vater und Mutter) beweisen, 
dass sie es auch können. Unternehmer wiederum 
sind hin und her gerissen zwischen elterlicher Für-
sorge und kühlen, unternehmerischen Entschei-
dungen. Diskussionen, zuweilen rote Köpfe sind 
vorprogrammiert.

Auch für diesen Fall gilt es, unbedingt Vor-
sorge zu treffen. Dabei sollten Regeln aufgestellt 
werden, die im Sinne einer «corporate and pri-
vate governance» oder einer Familiencharta für 
alle verbindlich gelten. Sie bilden eine für alle 
abschätzbare Leitplanke zwischen Familie und 
unternehmerischer Verantwortung. Dazu gehört 
in jedem Fall immer auch ein Assessment über 
die Eignung nachfolgender Kinder, gleich wie bei 
externen Nachfolgern.

Unternehmensbeitrag

Rechtliche Vorausplanung macht sich bezahlt
Eine gute Nachfolgeregelung braucht eine gute Planung, im Idealfall eine langfristige gute Planung. Auch auf der rechtlichen Seite ist es 
hilfreich, frühzeitig einige Weichen richtig zu stellen.

Ein typischer, oft anzutreffender Fall ist der eines 
Unternehmers, der mit Herzblut und vollem 

Einsatz sein Unternehmen über Jahrzehnte hinweg 
aufgebaut hat. Der Fokus lag dabei naheliegend auf 
dem Geschäft und weniger auf der Unterscheidung 
zwischen operativem Kern des Unternehmens, wei-
teren Aktivitäten und Investitionen sowie privaten 
Angelegenheiten. Abgesehen davon, dass bei der 
Unterscheidung «Unternehmen» und «privat» aus 
steuerrechtlicher Sicht klare, korrekte Verhältnisse 
zwingend sind, gibt es einige klassische Themen, 
bei denen es sich lohnt, diese möglichst frühzeitig 
zu klären. 

Betriebsliegenschaften
Im Rahmen der Unternehmensentwicklung hat 
das Unternehmen (meist organisiert als AG oder 
GmbH) seine eigene Betriebsliegenschaft erworben. 
Es lohnt sich hier die Überlegung, die Liegenschaft 
in eine Immobiliengesellschaft einzubringen. Diese 
Gesellschaft kann vom Unternehmen als Tochter-
gesellschaft oder auch vom Unternehmer direkt  
– und somit als Schwestergesellschaft – gehalten 
werden. Solche Reorganisationen brauchen eine 
sorgfältige Planung, insbesondere auch auf der 
steuerrechtlichen Seite, um unliebsame Überra-
schungen zu vermeiden. 

Eine Struktur mit separater Immobilienge-
sellschaft, insbesondere einer vom Unternehmer 
direkt gehaltenen, bietet viele Vorteile und Flexi-
bilität bei der Zukunftsplanung. Sie eröffnet etwa 
die Möglichkeit, dass auf einfache Weise ein Erbe 
die Liegenschaft übernimmt, während ein anderer 
Erbe das Unternehmen erwirbt. Die Herauslösung 
der Liegenschaft aus dem Unternehmen senkt 
den Kapitalbedarf, der für den Erwerb des Un-
ternehmens notwendig ist, und öffnet allenfalls 
auch die Möglichkeit, durch diese Aufteilung die 
erbrechtlichen Pflichtteile einzuhalten. Gleiches 
gilt übrigens auch bei einem Verkauf an Dritte, 

namentliche Finanzinvestoren, die nach dem Kauf 
eines Unternehmens die Liegenschaft herauslösen 
und mittels einer Sale-and-Lease-Back-Transak-
tion (Verkauf und Rückmiete) den Kapitalbedarf 
reduzieren. 

Wird eine Liegenschaft für verschiedene Zwe-
cke genutzt, etwa auch für andere Unternehmen 
oder indem sich eine Privatwohnung auf ihr befin-
det, lohnt es sich, auch in diesen Fällen frühzeitig 

klare Verhältnisse zu schaffen, und diese auch 
rechtlich abzubilden. Eine mögliche Lösung ist 
die Aufteilung in Stockwerkeigentumseinheiten, 
sodass insbesondere die privat genutzten Teile klar 
ausgeschieden werden können.

Immaterialgüterrechte
Ein wichtiges Thema in unserem typischen Fall sind 
oft auch die Immaterialgüterrechte, insbesondere 

Patente, Marken und Domain-Namen. Auch hier 
ist bei über die Jahrzehnte gewachsenen Unter-
nehmensstrukturen häufig der Fall anzutreffen, 
dass die Unternehmensgesellschaft nicht selber 
Eigentümerin der für sie notwendigen Immaterial
güterrechte ist, sondern dass der Unternehmer 
persönlich oder eine andere von ihm gehaltene 
Gesellschaft die Rechte innehat. 

Nicht selten ergibt die genaue Prüfung der 
Rechtsverhältnisse, dass auch noch Dritte (ehe-
malige Geschäftspartner oder Arbeitnehmer) 
Rechte an diesen Immaterialgütern halten – ein 
Punkt, der besser früh angegangen und gelöst 
werden sollte.

Hier lohnt es sich ebenfalls, klare und einfa-
che Verhältnisse zu schaffen. Das heisst dafür zu 
sorgen, dass die Unternehmensgesellschaft alle 
Rechte selber hält, die sie für ihr Geschäft benötigt. 
Vor allem aus steuerrechtlicher Sicht sollten solche 
Bereinigungen besser früher als später erfolgen, um 
negativen Steuerfolgen zu entgehen. Eine gute, auch 
steuerrechtliche Planung ist zwingend.

Vererben und verkaufen 
Ein anderes Thema mit Langzeitwirkung ist, sich 
bei allen Verhandlungen von wichtigen Verträ-
gen immer gut zu überlegen, ob der anderen Seite 
Kündigungsrechte für den Fall der Veräusserung 
des Unternehmens zugestanden werden soll (so-
genannte Change of Control-Klauseln), oder ob 
nicht zumindest die Übertragung an die Erben 
ohne Zustimmung erlaubt sein soll.

Schwierige Themen sind Aufteilungen unter 
Erben, bei denen insbesondere ein Erbe das 
Unternehmen übernimmt, während die anderen 
fair behandelt werden sollen. Hier gibt es keine 
Standard-Lösungen, jedoch können Aktionär-
bindungsverträge und andere Regelungen mit 
massgeschneiderten Lösungen Unterstützung 
bieten.
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Fachkompetente Beratung im Nachfolgeprozess

Über SwissLegal

Die SwissLegal-Gruppe ist ein Verbund unabhängiger 
Anwaltskanzleien und an derzeit 13 Standorten in der 
Schweiz präsent.
Ihre Anwälte und Steuerexperten beraten und vertreten  
Unternehmen und Privatpersonen insbesondere in 
wirtschaftsrechtlichen und steuerrechtlichen Fragen mit 
unterschiedlichen Spezialisierungen an den jeweiligen 
Standorten.

Informationen unter www.swisslegal.ch

Unternehmensbeitrag

Vorsorge und Nachfolge in KMU
Jede Unternehmensnachfolge bedarf einer massgeschneiderten Lösung. Die Experten von SwissLegal asg.
advocati, St. Gallen, und SwissLegal Lardi & Partner AG, Chur, zeigen auf, wie wichtig für Unternehmerinnen 
und Unternehmer eine ganzheitliche, fachkompetente Beratung im Nachfolgeprozess ist.


